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Sanktionen Zwangsmaßnahmen



https://nnoc.org/why-we-need-to-stop-using-the-word-sanctions-where-it-is-not-applicable/
Warum wir aufhören müssen, das Wort "Sanktionen" zu verwenden, wenn es nicht zutrifft
Nationales Netzwerk zu Kuba
5. Juni 2025
Interessenbekundung der Arbeitsgruppe des Internationalen Ausschusses und der Task Force Militärrecht (zur Verteilung an alle NLG- und Chapter-Mitglieder).
_______________
Wir müssen aufhören, das Wort "Sanktion[en]" zu verwenden, wenn es nicht zutreffend ist. Vor Jahrzehnten wurden Frauen oft als Babes, Mädchen, Puppen und dergleichen bezeichnet. Solange wir diese Sprache akzeptierten oder, schlimmer noch, sie verwendeten, vermittelten wir die falsche Botschaft. Es ist an der Zeit, das Wort "Sanktionen" nicht mehr dort zu verwenden, wo es nicht hingehört, denn wir vermitteln damit die falsche Botschaft. Ein Beispiel dafür ist Kuba. Selbst die Befürworter einer Beendigung des falsch benannten "Embargos", das eigentlich "Blockade" heißt, bezeichnen oft das eine oder das andere oder beide als "Sanktion[en]". Aber es sind ganz sicher keine "Sanktion[en]", und die vermittelte Botschaft ist die falsche. Der Begriff "Sanktion[en]" suggeriert, dass die Organisation, die sie verhängt, dies aufgrund des ruchlosen, völkerrechtswidrigen Verhaltens der betroffenen Organisation tut.  Und die UNO verwendet den Begriff, wenn dies der Fall ist.  In Fällen, in denen die betroffene Organisation keine ruchlosen Handlungen begangen hat, verwenden die Vereinten Nationen jedoch einen angemesseneren Begriff: entweder "Zwangsmaßnahmen" oder "einseitige Zwangsmaßnahmen".
Es tut mir leid, wenn ich vorschlage, dass wir mehr Worte in den Mund nehmen sollten, aber diese zwei- oder dreiwortige Formulierung beschreibt perfekt, was die USA mit Ländern machen, die nichts Falsches getan haben, sondern einfach nur eine andere Regierungsform angenommen haben. Und das ist der Fall von Kuba, das gegen kein internationales Recht verstoßen hat. Ich schlage also vor, dass wir anfangen, vorsichtig zu sein, wenn wir sprechen, und etwas, das eine [einseitige] wirtschaftliche Zwangsmaßnahme ist, genau so nennen und das Stigma entfernen, wo es nicht hingehört.
Wenn Sie weitere Informationen zu diesem Thema wünschen, lesen Sie bitte die nachstehenden Referenzen.
1. U.N.-Charta und Völkergewohnheitsrecht:
· Einseitige Zwangsmaßnahmen stellen eine illegale extraterritoriale Anwendung innerstaatlicher Rechtsvorschriften dar und verstoßen gegen die Normen der Nichteinmischung und Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der Staaten sowie gegen die Handels- und Schifffahrtsfreiheit. Diese Grundsätze sind in internationalen Rechtsinstrumenten verankert.
2. Artikel 39 der U.N.-Charta
· Die destabilisierende Wirkung von UCMs kann zu einer Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit führen.
3. Resolution 77-214 der U.N.-Generalversammlung
· UCMS werden gemäß der Erklärung der Grundsätze des Völkerrechts verurteilt, da sie die freundschaftlichen Beziehungen und die einschlägigen Grundsätze der Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten beeinträchtigen.
· Insbesondere in Artikel 32 heißt es: "Kein Staat darf einen anderen Staat durch wirtschaftliche, politische oder sonstige Maßnahmen zwingen, um von ihm die Unterordnung der Ausübung seiner souveränen Rechte zu erlangen und sich Vorteile irgendwelcher Art zu sichern."
· UCMs sind eines der größten Hindernisse für die Umsetzung der Erklärung des Rechts auf Entwicklung und der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung.
4. Resolution 49-6 des Menschenrechtsrates, 31. März 2022:
· UCMs verletzen den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte und den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, weil diese Pakte vorsehen, dass einem Volk in keinem Fall die Mittel für seinen Lebensunterhalt entzogen werden dürfen.
5. Resolution 49-6:
· fordert alle Staaten auf, keine UCM mehr einzuführen, beizubehalten oder umzusetzen, da sie gegen das humanitäre Völkerrecht verstoßen. Darüber hinaus stellen sie eine kollektive Bestrafung dar und verstoßen gegen die Charta der Vereinten Nationen sowie gegen die Normen und Grundsätze, die die friedlichen Beziehungen zwischen den Staaten regeln.
· In der Resolution werden die Staaten und die zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen aufgefordert, konkrete Maßnahmen zu ergreifen, um die negativen Auswirkungen der UCM auf die humanitäre Hilfe, insbesondere während der COVID-19-Krise, abzuschwächen.
6. Artikel 7 des Römischen Statuts
· Es ist erwiesen, dass bestimmte UCM Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen.
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